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ha Zweifel abschalten? 
**e Dokumentation des Bundesfachausschusses 

^nergie-derCDUzuden 
er8iepolitischen Vorstellungen der GRÜNEN 

°hij8le 1St Voraussetzui,g für Leben, Freiheit und Wohlstand 
gleichermer|le können Menschen, Tiere und Pflanzen nicht leben. Dies gilt 
Durc,   mal3en für deren Gemeinschaft - also auch für Völker und Staaten. 

ifundlaglff^1!}?11!^ von Kohle> Mineralöl und Erdgas konnte die Lebens- 
en- Abepct-        lmmer größer werdende Zahl der Menschen geschaffen wer- 

auf Mineral    zunächst auf den Einsatz von Kohle, später mehr und mehr 
kCh die InH    U"d ErdSas und heute zT- auf die Kernenergie, entwickelten 
i ute weif  u,stnenatlonen- Das Leben der Menschen in diesen Ländern ist 

ebensform      Ad abhän&S vom  Energieangebot.  Eine Rückkehr zu den 
ienügend N K vorindustriellen Zeit ist unakzeptabel. Es stünde weder 
H    ejt die        Ung noch ausreicnend Wärme zur Verfügung. Auch könnte die 

nn die MSv!" einer arbeitsteil»gen Welt zukommt, nicht bewältigt werden; 
gen Energie n U"d die Ausrüstun8en> die dafür notwendig sind, benöti- 

?lerenden8pnen ^mter hat es sich gezeigt, was wir dank unserer gut funktio- 
H-Cht und £ne

f
rgl(rversorSung schon fast wieder vergessen hatten: Wärme, 

oiCse Vorai Smd Grundv°raussetzungen für unser Leben. Bisher waren 
h n- StromSketZungen in der Bundesrepublik Deutschland jederzeit gesi- 
hISPjelsweif r? u'tungen sowie Kohle- und Mineralölrationierungen, wozu 
i r Enereil Ustblockstaaten gezwungen waren, gab es bei uns bisher nicht. 

nd beruft !?angeI m den Ostblockstaaten hat die Bürger in ihrem privaten 
Wer d. Utllchen Leben hart getroffen. 

>aß Hnerel1"S?nliche Freiheit und Wohlstand wahren will, muß dafür sorgen 
2    Verfüeunlm a"sreichenden Maße heute und für kommende Generationen 
frin8en Na

npttStM     Ihre Nutzung so,,te sparsam erfolgen und mit möglichst 
rs auf p*- m.ei,en fur die Umwelt verbunden sein. Und es ist auch beson- 

rreisgunstigkeit zu achten. 
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Auf dem Öko-Trip in eine andere Gesellschaft 

Was wollen die GRÜNEN erreichen? Auf den ersten Blick leuchte"AexjEN 
der sich oberflächlich mit den energiepölitischen Vorschlägen der G.R^föoef 
befaßt, manche Argumente ein. Es sind die bekannten Tatsachen in g 
Verpackung: 
Natürlich muß Energie sparsam und rationell eingesetzt werden! 
Natürlich muß der Umweltschutz stärker beachtet werden! 
Natürlich muß ein Mißbrauch wirtschaftlicher Macht auch in der Energie 
schaft verhindert werden! ^ 
Dies alles will auch die CDU. Die Wege, die die GRÜNEN vorschlage"^, 
diese angeblichen Ziele zu erreichen, zerstören jedoch die Grundpfeiie    ^- 
rer Gesellschaftsordnung: Freiheit des einzelnen, parlamentarische Dem 
tie und Soziale Marktwirtschaft. . 
Die eigentliche Frage in der Auseinandersetzung mit den GRÜNEN is      fl. 
Geht es den GRÜNEN um teilweise durchaus sinnvolle politische Ziel    e\t\e 
gen zur Verbesserung der bestehenden Ordnung oder geht es ihnen u 
radikale Gesellschaftsveränderung? ^. 
Viele Mitglieder der GRÜNEN sind Gegner unseres freiheitlichen deI1?^r #el 
sehen Systems und unserer sozialen, marktwirtschaftlichen Ordnung- 
ist: Eine andere Republik. ^ 

„Dennoch wollen wir kein Reparaturprogramm für den Kapitalist» ^s 
Gegenteil, die Zielrichtung und die Maßnahmen zur Durchführung•    juZie- 
Programms sollen die grundlegenden Bedingungen kapitalistischen rr 
rens und Arbeitens überwinden helfen."                                                    . len, 
(Landesarbeitsgruppe   Wirtschaft   der  GRÜNEN   Nordrhein-West 
Sinnvolle Arbeit für alle! Konzept gegen die Arbeitslosigkeit, 1982) ^ 
„Die GRÜNEN fordern dazu auf die Krise für einen Umdenkungspr°z „ 
nutzen . . . Auf der Tagesordnung steht der Umbau dieser Gesellschaß • •   ^ 
(Die  GRÜNEN   Baden-Württemberg,   Kleiner  Wirtschaftsparteitag' 
September 1982)                                                                                      der 

Die GRÜNEN sagen es deutlich: Sie wollen eine radikale Abkehr vo^f^ 
gegenwärtig in allen Industriestaaten verfolgten Wirtschafts- und Gesei 
politik. Dazu benutzen sie auch die Energiepolitik. 

„Grüne" Energiepolitik: Traum oder Alptraum? 
In den programmatischen Vorstellungen der GRÜNEN spielt die Enefl 
litik eine zentrale Rolle. 

10* 

2 
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^rale Forderungen sind: 
gern, ^jZukünftige Energieversorgung soll nur auf regenerierbaren Energieträ- 

" Wasserkraft 
^ "»oinasse 

gönne und 
.    Wind 
beruhen. 
"Dig   pn. 
durch'^•er8leerz^ugung durch Verbrennungsprozesse' muß ersetzt werden 
bellen' !rc 'Energienutzung aus umweltfreundlichen, regenerativen Energie- 
Un f    .     ne' Wind' Wasser) • • • 
^uellenStlc mu^ ^ie gesamte Energieversorgung aus erneuerbaren Energie- 

cn erfolgen." (Bundesprogramm der GRÜNEN) 

2 ^
erhin fordern sie 

^neroip    2entra,'sierun8 der Energieversorgung und  Vergesellschaftung der 
r* evers°rgungsunternehmen. 

^rs0r?
RÜNEN"HESSEN fordern daher die Vergesellschaftung der Energie- 

^er ve kngsunternenmen m*t dem langfristigen Ziel der Selbstorganisation 
*U errP

r I?UC'ler' um eme wirksame öffentliche Kontrolle der Stromerzeugung 
^    e>chen." (Landesprogramm der GRÜNEN-Hessen)     . 

Etiergj ^^^gen wir GRÜNEN folgende Maßnahmen vor:... Änderung des 
^Zentj-T^^aftsgesetzes  und rechtlichen   Vorschriften,   die   einem 
^md        regenerativen   Energiesystem  im   Wege  stehen."  (Bundespro- 

sofortigen Ausstieg aus der Kernenergie. 

^otnkr f fordern:... Sofortigen Genehmigungs- und Baustopp für 
'agen " a*tWei*ke und Betriebsstopp für bereits in Betrieb befindliche Atoman- 
4     ;   vBundesprogramm der GRÜNEN) 
^'ttelfristig den Verzicht auf Braunkohle. 

'e8te St^en *-St es notwendig, eine mittelfristige, über einige Jahrzehnte ange- 
aeter ct

rategie des Ausstiegs aus der Braunkohle zu verfolgen,..." (Abgeord- 
s 

lratmann am 25. Mai 1984 im Deutschen Bundestag) 
an8fristig den Verzicht auf Steinkohle. 

träger ej5
r? Energieversorgung aber vollständig durch regenerative Energie- 

^teinkohl°       ^ann' w*r(* es — angesichts des massiven Zurückdrängens der 
? arauf a v aUS ^er ^erstromung zugunsten der Atomenergie — entscheidend 

ehaupt    
0mmen, die Position der Steinkohle gegenüber der Atomenergie zu 

en, wenn die Übergangsmöglichkeiten zu einer sanften Energieversor- 
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gung nicht zerstört werden sollen." (Große Anfrage Dr. Ehmke [E?11^^ 
Stratmann und der Fraktion DIE GRÜNEN, Verdrängung einheimisci 
Steinkohle durch die Atomenergie, BT-Drucks. 10/1092) 
„Wenn wir uns in dem Zusammenhang gegen den weiteren Zubau von ^}° 
kraftwerken wenden und für die Nutzung der heimischen Steinkohle ein ^ 
ten, meinen wir damit keineswegs, daß die heimische Steinkohle das r* 
plusultra einer umweltfreundlichen Energiepolitik ist. Im Gegenteil: Vorr 
bei einer umweltfreundlichen ökologischen Energiepolitik haben ein de 
Energieeinsparungen und die Nutzung und Entwicklung erneuerbarer t 
giequellen." (Abgeordneter Stratmann am 25. Mai 1984 im Deutschen »u 

destag) 

„Grüne" Energiepolitik: teuer und gefährlich! 

Forderung 1: 
Regenerative Energieträger über alles ^ 
Die regenerativen Energieträger Wasserkraft, Biomasse, Sonne und     JöI 
sind bei sachkundiger und objektiver Betrachtung nicht in der Lage, t   <efl 
Erdgas, Kohle oder Kernenergie auch nur annähernd zu ersetzen. Sie w 
nach dem übereinstimmenden Urteil der Fachleute weltweit in 20 •£ wj. 
höchstens fünf bis zehn Prozent und in 30 Jahren bestenfalls vielleicht 
sehen acht und sechzehn Prozent der dann benötigten Energie liefern ko*|oern 
Die Weltenergiekonferenz geht unter günstigen Voraussetzungen von e 
Anteil der regenerativen Energieträger von 10 Prozent im Jahre 2000 au • 

Forderung 2: 
Regenerative Energien in dezentralen Versorgungsanlagen f 

Die GRÜNEN fordern den verstärkten Einsatz regenerativer Energiet^g 
wie Sonne, Wind und Wasser in dezentralen Versorgungsanlagen. fV,:cti"- 
GRÜNEN   ist   „regenerierbar"   gleichbedeutend   mit   „umweltfreunoi  ^.g 
Ohne Zweifel belastet aber auch der Einsatz regenerativer Energieträge 
Umwelt: _     *2 
• Der Bau dieser Anlagen bedingt einen erheblich höheren Rohstoffe1 ^Q 

pro erzeugter Kilowattstunde gegenüber konventionellen Anlagen-p, 
erfordern Windenergieanlagen den 2800fachen Einsatz von Stahl g t> 
über der gleichen Leistung aus konventionellen Umwandlungsan *0ff 
Ähnliches gilt für Sonnenenergieanlagen. Der Mehraufwand an ^° ^ 
bedeutet größeren Energieaufwand und damit einhergehend 
Umweltbelastung. ^tri' 

• Selbst der großtechnische Einsatz von Solarzellen zur Erzeugung e e
lä(3t 

scher Energie macht leider kein einziges Kraftwerk überflüssig. Str° ^ 
sich nicht speichern, und die Sonne scheint eben oft nur selten. Worn 
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FläP»?tadt T!e Essen mit Strom aus Solarzellen versorgen, so würde eine 
^ flache von 11,2 Millionen Quadratmetern benötigt. 

wan   8.rC^s     Kraftwerk     mit     einer     Leistung     von     1300     Meea- 
WinH   1300000000 Wa" kann nicht durch viele kleinere oder größfre 

inaenergieanlagen ersetzt werden. Was geschähe dann bei einem Sturm uuer einer Windflaute? 

wfan/echnerisch wären mehr als 430 Große Windenergieanlagen (Gro- 
chen V?°tWe?dlg' um e,ne vergleichbare Leistung zu erhalten. In windrei- 

cn uegenden ergäbe das eine Strecke von 300 Kilometern, auf der im 
Mand von ca. 700 Metern die Anlagen mit einer Gesamthöhe von 158 

büßten emem Rotordurchmesser von 100 Metern errichtet werden 

DemZUu,VeIfÜgun8 stehenden Wasserkräfte sind in der Bundesrepublik 
Wacc i r we,tgehend genutzt. Es ist zu bedenken, daß die Nutzung der 
k asserkraft erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt erfordert. Die Dis- 
dies a     Vm den Bau des Donaukraftwerkes Hainburg (Österreich) zeigt 

und putzu.ng der Biomasse (gemeint sind hier nachwachsende Rohstoffe 
blem      ?letrager) zur Energiebereitstellung wirft unbestritten große Pro- 
me ,te D  j        u nur emige Stichworte: Landschaftsverbrauch und damit 
Weit« ,Reduz,erung  der  Wald-  und   Nahrungsmittelproduktionsflächen- 
CWM, •      nd werden Monokulturen zum Einsatz kommen (siehe Äthanol- 
Gewinnung in Brasilien), 

lese       • nicht h^ekiIgeii BeisPie,e zeigen, auch regenerative Energieträger lassen sich 
8ieträo nutzen. Ihr Einsatz kann wie bei den konventionellen Ener- 
^n-Ric-i!1 n

A
Ur näch sor8fältJger Prüfung erfolgen. Eine vorurteilsfreie Nut- 

zer F lk0•alyse wird zu dem Ergebnis kommen, daß der Einsatz regenera- 
Enereipn

f
er8,equel,en durchaus sinnvoll ist, aber nur neben konventionellen 

°Ptim»i c ern" Erst dadurch haben wir eine ökologisch und ökonomisch Idie Lnergieversorgungsstruktur. 

Als R !^e StlUe8ung aller Kernkraftwerke 
Schafft1Spieu- Wie teuer grüne Energiepolitik ist und wie sie Abhängigkeiten 
^annt^rv1 lei?ie Forderung nach sofortiger Stillegung aller Kernkraftwerke 
ein Viert i 1C Abschaltung der Kernkraftwerke bedeutete einen Verzicht auf 
Stromer G unserer Stromerzeugung. Da ein Ausfall von einem Viertel unserer 
ten and !Ung durch Einsparungen nicht wettgemacht werden kann, müß- 
eine Erh6 Energieträger eingesetzt werden. Ein Ausbau der Wasserkraft und 
^glich A u8 der Braunkohle-Stromerzeugung ist technisch kaum noch 
teil\vei"p 

Auch Steinkohle könnte die Kernenergie in der Stromerzeugung nur 
e ersetzen. 01 und Gas — die heute teuersten Energieträger — müßten 
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verstärkt zur Stromerzeugung eingesetzt werden. Der Strompreis würde dan 
zwangsläufig steigen. 
Stromintensive Industriezweige würden dann auf dem Weltmarkt nicht me 
bestehen können. Betriebsschließungen und Entlassungen von Arbeitskra 
wären die Folge. 
Mehr Öl und mehr Gas bedeuten auch: Die Abhängigkeit von den Liefer?aß 
dem — und damit die politische Erpreßbarkeit — wächst. Hinzu kommt, 
zusätzliche Öl- und Gaseinfuhren zusätzliche Teile des Volkseinkomm 
aufzehren würden. Dieses Geld steht für andere wichtige Aufgaben n 
mehr zur Verfügung. 
Würde die Bundesrepublik Deutschland den fehlenden Strom aus Nach    ^ 
ländern importieren, käme nur Frankreich in Frage. Das wäre jedoch 
Strom aus Kernkraftwerken. 
Der Ersatz der Kernenergie durch Kohle, Öl und Gas erhöht erheblich 
Ausstoß von Luftschadstoffen, wie z. B. Schwefeldioxid, Stickoxide, M>I 
Wasserstoffe u. a. Die weitreichenden umweltpolitischen Auflagen der *fgS. 
rung Helmut Kohl, die Investitionen für Entschwefelungs- und Entstiel 
anlagen der Energieversorgungsunternehmen in Höhe von über 15 Ml1 *fichte 
Mark  bewirken,  würden  bei   Abschaltung  der  Kernkraftwerke  zun 
gemacht. fl 
Auch durch den Ersatz der Kernenergie fallen Verbrennungsrückstände ^j 
deren Lagerung letztlich keineswegs unproblematisch für die Umwelt »s-^ 
Ersatz von 12000 Megawatt Kernkraftleistung durch Kohle fallen ja" 
960000 Tonnen Gips und 2,4 Millionen Tonnen Asche an. 

Forderung 4: 
Mittelfristiger Ausstieg aus der Braunkohle t. 
In den Braunkohlekraftwerken werden 27 Prozent der öffentlichen Stro ^ 
sorgung erzeugt. Dieser Strom aus den Braunkohlekraftwerken hätte J*\r(jefl 
den Vorstellungen der GRÜNEN in Kernkraftwerken nicht erzeugt w ^, 
dürfen (Abschaltung aller Kernkraftwerke). Kohlekraftwerke sollen es ^ 
liehst auch nicht sein. Bliebe das Öl. Anstelle der Braunkohle hätten a ^ 
Millionen Tonnen Erdöl verfeuert werden müssen. Die Erdölvorra ^, 
jedoch begrenzt und in der Bundesrepublik Deutschland fast gar nie 
handen. 

Forderung 5: 
Langfristiger Ausstieg aus der Steinkohle t ts^irt' 
Die Steinkohle ist wichtigster Primärenergieträger für die Elektnzita ^^, 
schaft. 30,9 Prozent der öffentlichen Stromversorgung werden duren 
kohlekraftwerke gedeckt. 
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^ere^iT01^6 auch den GRÜNEN bekannt sein. Deshalb zeigen auch die 
Seht es n- £ en Aussa§en der GRÜNEN ganz deutlich: Den GRÜNEN 
Unserer m i Um die energ,ePolitische Kernfrage: Wie ist der Energiebedarf 
und wi*7 u /?e? Industr,egesellschaft möglichst sicher, umweltverträglich 
brauch,   HI ZU befriedigen? Die GRÜNEN wollen den Energiever- 
dr°sseln   n     •   Energieangebot möglichst schnell und möglichst drastisch 
entzieh*«      mit wollen sie der Industriegesellschaft ihre Lebensgrundlaee ieften und unsere Gesellschaft destabilisieren. 

W°eh?ste
anHnfxf be.df_utet: Rückgang der Wirtschaftstätigkeit, Abschied vom 

Po,itischpn" cT ni den Weg ,n eine neue Armut mit allen unausbleiblichen 
anlassen gen gehen Wl11» darf sich nicht auf gefährliche Experimente 

H|ektnri7wL8erS?8t^H?1 Aufbau der Sowjetunion braucht man Disziplin und 
Elchen Folen^ fordern das Gegenteil für unsere Republik: Mit 

*Grü„e« ,deen wuchern 
viele F" 
Wirklich£Ze,la£SSa8en Und Argumente der GRÜNEN sind fern von jeder 
^eiheitlirS?1;; , darf Jedoch nicht dazu führen, die Gefahren, die für unsere 
Aktivitätln"demok

l
ratische Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung von grünen 

Ebenen A« 
ausgehen> zu unterschätzen. Schon heute sind auf zahlreichen 

Ansätze „grüner" Energiepolitik verwirklicht. 

ihrer svlEÜ?1^ J?b,cn in der SPD einen Handlanger für die Durchsetzung 
?e*ißen T u e Forderungen gefunden. Holger Börner, der noch vor 
heut€; mit -u fen "mit der DachIa"e" gegen GRÜNE vorgehen wollte, macht 1 innen gemeinsame Sache. Dies zeigt der 

übeerSstn2entWUrf der Fraktionen der SPD und der GRÜNEN für ein Gesetz 
J*essen"rSame' rat,one,le' sozial" un«" umweltverträgliche Energienutzung in 

Äft- rLTACl d,ieser Gesetzesinitiative gibt Aufschluß über dessen Hand- 
ner*gienutzunPfehl ^ Versorgungssicherheit und der Preisgünstigkeit der 
ach H" 

H^eugun86"1 Gesetzentwurf sollen unter anderem dezentrale Anlagen zur 
ert Werd? V° u Str0m und Fernwärme auf Gas- und Ölbasis finanziell geför- 

t^611 Die K ebenso d,e Umstellung von Stromheizungen auf andere Energie- 
arme nfa ?f deu*et ,etztlich die Verdrängung der Kohle aus dem heimischen 

"»ariet. „Die Welt" dazu: 
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„Damit bedeutet dieses Gesetz die Erschütterung des letzten und entschei e> 
den Absatzbereiches der deutschen Steinkohle." 
(Die Welt, 19. Oktober 1984, unter der Überschrift „Hessen plant Ges 
gegen den Einsatz der heimischen Steinkohle") 

Zusammenfassend beurteilt die Frankfurter Allgemeine Zeitung das hessisc 
Energiegesetz wie folgt: g 

„Zusammen mit den GRÜNEN hat die hessische SPD den Entwurf^ 
Energiegesetzes eingebracht, der mit den ansprechenden Beiworten .spa        ., 
rationell', .sozial- und umweltverträglich' geschmückt ist. Bei diesen      ^ 
gen Vokabeln bleibt es jedoch. Im übrigen wird in dem Gesetzentwurf ^ 
geschwafelt, aber nichts Konkretes oder Handfestes darüber gesagt, wi      , 
die GRÜNEN die künftige Energieversorgung Hessens in der Pra*is   per- 
len. Da ist von .örtlich angepaßter Energiestruktur' die Rede, von , umw 
träglichkeit' und .wirtschaftlich sinnvoller Erzeugung', ohne daß im ein 
Vorstellungen entwickelt werden, wie eine preiswerte und sichere trierg 
sorgung von Bevölkerung und Betrieben gewährleistet werden kann. 
(Frankfurter Allgemeine vom 23. November 1984, „Teure grüne Energie ^ 

Nicht nur die Jungsozialisten,  Erhard  Eppler oder Oskar Laf^VfwEN 
immer weitere Kreise in der SPD übernehmen die Forderung der OK~h der 
nach dem Ausstieg aus der Kernenergie. Dies hat unter anderem au 
Essener Bundesparteitag der SPD im Mai 1984 gezeigt. ^ 

„In Fortentwicklung ihrer Beschlüsse in Hamburg, Berlin und Mu{jber' 
unterstreicht die SPD, daß die Nutzung der Kernenergie nur für eine 
gangszeit zu verantworten ist." 
(Beschluß vom SPD-Bundesparteitag 1984, Initiativantrag 9) 

Die Anbiederungsversuche der SPD an die GRÜNEN treffen sich m     in 
gemeinsamen Bemühen, Grundaussagen des Energiewirtschaftsgesei     ' eJl 

dem  die  Grundpfeiler unseres  Energieversorgungssystems festgescn 
sind, zu ändern. .    tüf- 
In den Verhandlungen zwischen SPD und GRÜNE für die 11. Legis' 
periode des Landtages Hessen wurde vereinbart: ,ts, 
„Gemeinsame Bundesratsinitiative zur Novellierung des Energiewirtsc 

gesetzes, ..." des< 
Damit wird der erste Versuch unternommen, die Forderung aus dem ^ 
Programm der GRÜNEN „Änderung des Energiewirtschaftsgesetz ^ 
aller rechtlichen Vorschriften, die einem dezentralen, regenerativen 
system im Wege stehen" gemeinsam mit der SPD in die Tat umzuse 

CDU-Dokumentation   —   Verantwortlich:   Axel   König,   Konrad-Adenauer-Haus, 

8 

Bor"1' 


